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Abkiirzungsverzeichnis

VBS gidg?néssische Departement fur Verteidigung, Bevolkerungsschutz und
por

NDG Nachrichtendienstgesetz

SPK-NR Staatspolitische Kommission des Nationalrats

BAG Bundesamt fur Gesundheit

EU Européische Union

EDOB Eidgendssischer Datenschutz- und Offentlichkeitsbeauftragter

GPDel Geschaftsprifungsdelegation

KMU Kleine und mittlere Unternehmen

SGV Schweizerischer Gewerbeverband

GSoA Gruppe flur eine Schweiz ohne Armee

DSG Bundesgesetz Gber den Datenschutz

FRC Fédération romande des consommateurs (Konsumentenschutz der
Romandie)

AGVS Auto Gewerbe Verband Schweiz

VSV Verband des Schweizerischen Versandhandels

FER Fédération des Entreprises Romandes

NDB Nachrichtendienst des Bundes
(bis 2010: Strategischer Nachrichtendienst und Dienst fiir Analyse und
Pravention)

KKJPD Konferenz der Kantonalen Justiz- und Polizeidirektorinnen und
-direktoren

DDPS Département fédéral de la défense, de la protection de la population et
des sports

LRens Loi sur le renseignement

CIP-CN Commission des institutions politiques du Conseil national

OFSP Office fédéral de la santé publique

UE Union européenne

PFPDT Préposé fédéral a la protection des données et a la transparence

DéICDG Délégation des Commissions de gestion

PME petites et moyennes entreprises

USAM Union suisse des arts et métiers

GSsA Groupe pour une Suisse sans Armée

LPD Loi fédérale sur la protection des données

FRC Fédération romande des consommateurs

UPSA Union professionnelle suisse de I"'automobile

ASVAD Association Suisse de Vente a Distance

FER Fédération des Entreprises Romandes

SRC Service de renseignement de la Confédération
(a 2010: Service de renseignement stratégique et Service d'analyse et de
prévention)

CCDJP Conférence des directrices et directeurs des départements cantonaux

de justice et police
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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung
Aussere Sicherheit

Bei einer Stimmbeteiligung von knapp 43 Prozent nahm die Schweizer
Stimmbevolkerung am  25. September 2016 das Bundesgesetz iiber den
Nachrichtendienst (NDG) mit 65.5 Prozent Ja-Stimmen an. Das Resultat fiel damit noch
deutlicher aus, als es die im Vorfeld durchgefihrten Umfragen erwarten liessen. In
keinem einzigen Kanton resultierte eine Nein-Mehrheit. Die geringste Zustimmung
erfuhr das NDG im Kanton Basel-Stadt mit 55 Prozent. Am héchsten fiel die
Zustimmung mit gut 74 Prozent im Kanton Waadt aus, gefolgt von Nidwalden mit gut 70
Prozent. In allen anderen Kantonen bewegte sich der Ja-Anteil zwischen 60 und 70
Prozent, wobei sich keine nennenswerten Unterschiede zwischen den Landesteilen
oder zwischen Stadt und Land zeigten.

Bundesrat Guy Parmelin, der hiermit seine Feuerprobe als neuer Verteidigungsminister
vor dem Stimmvolk souveran bestanden hatte, zeigte sich sehr zufrieden mit dem
Ausgang der Abstimmung. Die Schweiz erhalte damit moderne Mittel, um auf aktuelle
Bedrohungen zu reagieren, sagte er gegenlber den Medien. Auch das Ja-Komitee zeigte
sich erfreut, dass es gelungen sei, die Angste vor der Masseniberwachung zu
entkraften. Die Presse deutete das Resultat entsprechend als Vertrauensbeweis der
Stimmbevolkerung in den Staat. Das unterlegene Nein-Lager kiindigte unterdessen an,
nun auf die transparente Kontrolle des NDB zu pochen und die vom Bundesrat
kommunizierte Zahl von rund zehn Uberwachungsfallen pro Jahr genau im Auge zu
behalten.

In Kraft treten wird das neue NDG am 1. September 2017. Bis dahin gebe es noch viel zu
tun, erkléarte der Verteidigungsminister. So musse der NDB organisatorisch und
technisch auf seine neuen Befugnisse ausgerichtet werden, denn mit diesen
Anpassungen habe man bis zur Abstimmung zugewartet. Die personelle Aufstockung des
NDB um 20 Stellen solle bis 2019 schrittweise erfolgen. Moglichst zeitnah musse zudem
die neue unabhangige Aufsichtsbehdrde eingerichtet werden, deren Leitung der VBS-
Chef bis Ende Jahr ernennen werde. Die Aufsicht solle dann - wie auch die
Sicherheitspolitischen Kommissionen der eidgendssischen Rate und die GPDel -
bereits in die Ausarbeitung der Verordnungen zur Konkretisierung des NDG einbezogen
werden, die der Bundesrat Anfang 2017 in die Vernehmlassung schicken wolle.

Abstimmung vom 25. September 2016

Beteiligung: 42.94%
Ja: 1'459'068 (65.5%)
Nein: 768'065 (34.5%)

Parolen:

- Ja: BDP, CVP, EDU (1*), EVP (1*), FDP, FP, KVP, SVP (1*); KKJPD, Economiesuisse
- Nein: GP, PdA, Piratenpartei, SD, SP (2*); GSoA, Digitale Gesellschaft, Syndicom
- Stimmfreigabe: GLP (4*)

* In Klammern Anzahl abweichender Kantonalsektionen '

Datenschutz und Statistik

Am 17. Mai nahm das Volk den Bundesbeschluss mit 953'173 Ja zu 947'493 Nein dusserst
knapp an. Am deutlichsten fiel die Zustimmung im Kanton Luzern mit 58% aus, am
deutlichsten war die Ablehnung im Jura mit 56% Nein. Die in der Geschichte der
nationalen Volksabstimmungen zweitkleinste Differenz zwischen der Anzahl Ja- und
Nein-Stimmen (5780) |6ste Hunderte von Beschwerden mit der Forderung einer
Neuauszéhlung aus. Da aber nirgendwo konkrete Unregelméssigkeiten moniert wurden,
blieben sie erfolglos. Geméass der Vox-Analyse waren die Zweifel an der Datensicherheit
bei einer zentralen Speicherung der Passinformationen das wichtigste Motiv flur die
Nein-Stimmenden gewesen. Unterschiede im Stimmverhalten liessen sich kaum
feststellen. So opponierten Junge, trotz des Einsatzes der Jungparteien nicht mehr
gegen die neuen Passe als altere Personen, und auch die Bildung und die Sprachregion
spielten keinen Einfluss.
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Abstimmung vom 17. Mai 2009

Beteiligung: 45,2%
Ja: 953"173 (50,1%)
Nein: 947'493 (49,9%)

Parolen: Ja: FDP, CVP (2)*, EVP (1)*, BDP; economiesuisse, SGV, SBV.
Nein: SVP (2)*, SP (1)*, GP, CSP, EDU, SD, Lega, FPS, PdA; Travail.Suisse.
Stimmfreigabe: GLP.

* In Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen ?

Die Vernehmlassung zur Totalrevision des Datenschutzgesetzes (DSG) und zur
Anderung weiterer Erlasse zum Datenschutz umfasste neben diesem Hauptentwurf
auch einen Entwurf flr einen Bundesbeschluss betreffend die Genehmigung und
Umsetzung des Notenaustausches zwischen der Schweiz und der EU zur Ubernahme
der Richtlinie (EU) 2016/680 sowie einen Entwurf fiir die Revision des Ubereinkommens
SEV 108 des Europarates zum Schutz des Menschen bei der automatischen
Verarbeitung personenbezogener Daten. Im Zentrum des Gesetzgebungsprojektes
stehen die Verbesserung der Transparenz von Datenbearbeitungen, die Férderung der
Selbstregulierung bei den Verantwortlichen in Form von Empfehlungen der guten Praxis
sowie die Starkung der Position und Unabhangigkeit des EDOB. Im Einklang mit den
européaischen Datenschutzbestimmungen soll dariber hinaus der Schutz von Daten
juristischer Personen aufgehoben werden, um insbesondere den Datenaustausch mit
dem Ausland zu erleichtern. Einige Anforderungen der EU-Richtlinie 2016/680
erfordern ausserdem Anpassungen im Strafgesetzbuch, in der Strafprozessordnung, im
Rechtshilfegesetz und im Schengen-Informationsaustauschgesetz.

Unter den insgesamt 222 Vernehmlassungsteilnehmerinnen und -teilnehmern befanden
sich alle Kantone, acht politische Parteien (BDP, CVP, FDP, GLP, GP, SP, SVP, PP), drei
eidgendssische Gerichte (Bundesgericht, Bundespatentgericht,
Bundesverwaltungsgericht) sowie zahlreiche weitere Organisationen aus den
betroffenen Kreisen. Wahrend die Ubernahme der EU-Richtlinie 2016/680 sowie der
Anforderungen im SEV 108 unumstritten waren, wurde die Revision des DSG und
weiterer Erlasse zum Datenschutz von der Mehrheit der Vernehmlasserinnen und
Vernehmlasser im Grundsatz ebenfalls begrisst. Vielerseits gelobt wurde beispielsweise
das Vorhaben, das schweizerische Datenschutzrecht so weit an die européischen
Vorgaben anzupassen, dass die Schweiz von der EU weiterhin als Drittstaat mit
angemessenem Datenschutzniveau anerkannt wird. Vorbehalte bestanden jedoch
gegenuber dem - insbesondere fur KMU - grossen Verwaltungsaufwand sowie
gegenlber dem «Swiss Finish»: Rund die Hélfte der Teilnehmenden bemaéangelte, dass
der Entwurf unndtigerweise Uber die europadischen Anforderungen hinaus gehe.
Demgegenlber ging er rund einem Funftel der Teilnehmenden - hauptséachlich aus
Konsumentenschutzkreisen - zu wenig weit. Auf harsche Kritik von verschiedensten
Seiten stiess das vorgesehene Sanktionensystem. Laut Bericht winschten sich «sehr
viele Teilnehmer» dessen «vollstandige Uberarbeitung», darunter BDP, CVP, FDP, GP
und SP, 18 Kantone sowie Economiesuisse, der Verein Unternehmens-Datenschutz, die
FRC, Privatim und die Stiftung fir Konsumentenschutz. Hauptséachlich wurde kritisiert,
dass keine direkte Strafbarkeit flr Unternehmen vorgesehen ist, sondern
strafrechtliche Sanktionen, die in erster Linie auf natlrliche Personen ausgerichtet
sind. In diesem Zusammenhang herrschte die Beflrchtung, es kénnten einfache
Angestellte ohne Entscheidungs- und Vertretungsbefugnis verurteilt werden. Dies
wiederum erschwere es den Unternehmen, qualifiziertes und motiviertes Personal -
insbesondere  Datenschutzverantwortliche - zu rekrutieren. Der haufigste
Anderungsvorschlag zielte daher auf ein Modell mit Verwaltungssanktionen anstatt
Strafverfahren, die direkt gegen die Unternehmen und nicht gegen Privatpersonen
verhangt werden koénnten. Verwaltungssanktionen, so die Hoffnung, hatten eine
grossere Wirksamkeit als das bislang fur die Strafbestimmungen im DSG nur selten
angewandte Strafverfahren. Weitere umstrittene Punkte waren auch die Héhe der
Bussen - welche einerseits als zu hoch und andererseits als zu niedrig kritisiert wurde -
sowie der Katalog der strafbaren Verhaltensweisen, welcher ebenfalls wahlweise als
unvollstandig bzw. zu umfangreich bezeichnet wurde. Kritisiert wurden des Weiteren
auch die mangelhafte Regulierungsfolgeabschatzung und die fehlenden Ausfihrungen
zum Verhaltnis zwischen dem Datenschutzrecht des Bundes und jenem auf kantonaler
Ebene. Hierzu dusserten auch die Kantone Glarus, Solothurn und Zirich Bedenken, dass
die Frist fUr die Anpassung des kantonalen Rechts zu kurz bemessen sei. Die SVP, die
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Kantone Schwyz und Waadt sowie einige betroffene Kreise - darunter der AGVS, Auto
Schweiz, die FER, PharmaSuisse, Santésuisse sowie der VSV - lehnten den Vorentwurf in
der vorliegenden Form ausdrlcklich ab, befanden sich damit jedoch klar in der
Minderheit aller Vernehmlassungsteilnehmenden. *

Innere Sicherheit

Um den komplexer und dynamischer werdenden Bedrohungen flur die
Informationsgesellschaft Rechnung zu tragen, beabsichtigte der Bundesrat, ein
Bundesgesetz iiber die Informationssicherheit (ISG) zu schaffen. Angriffe auf
Informationssysteme des Bundes hatten wiederholt gezeigt, dass der Schutz von
Informationen Llcken aufweise, welche unter anderem auf unzeitgemasse und
inkohérente Rechtsgrundlagen zurtckzufuhren seien. Mit dem neuen Gesetz sollen
einheitliche gesetzliche Grundlagen fir das Management der Informationssicherheit
beim Bund geschaffen und somit Schwachstellen des geltenden Rechts behoben
werden. Den Begriff der Informationssicherheit definierte der Bundesrat im
erlauternden Bericht als «samtliche Anforderungen und Massnahmen, die zum Schutz
der Vertraulichkeit, Verflgbarkeit, Integritdt und Nachvollziehbarkeit von Informationen
dienen, und zwar unabhéngig davon, ob die Informationen elektronisch, mindlich oder
in Papierform bearbeitet werden.» Die im bestehenden System sektoriell angelegten
Rechtsgrundlagen und organisatorischen Zustandigkeiten seien nicht effizient und
sollten daher durch eine einheitliche Regelung ersetzt werden.

Bei der im Jahr 2014 durchgefuhrten Vernehmlassung waren Uberwiegend positive
Rickmeldungen eingegangen. Von den insgesamt 55 Vernehmlassungsteilnehmerinnen
und -teilnehmern standen unter anderen 17 Kantone, die CVP und die SP,
Economiesuisse sowie die Bundesanwaltschaft und ihre Aufsichtsbehérde dem Entwurf
grundsatzlich positiv gegeniiber, brachten jedoch einige Anderungsvorschlage an. Diese
bezogen sich vor allem auf die Zusammenarbeit zwischen Bund und Kantonen, die
Prazisierung von im Gesetzestext verwendeten Begriffen sowie auf die Schnittstellen
zwischen Informationssicherheit, Datenschutz und Offentlichkeitsprinzip. Sieben
Kantone, die FDP sowie drei weitere Teilnehmende, darunter das Bundesgericht,
sprachen ihre vorbehaltlose Zustimmung zur Vorlage aus. Vollumfanglich ablehnend
ausserte sich einzig die SVP, die im neuen Gesetz keinen Mehrwert gegenuber gezielten
Verbesserungen am heutigen System sah. Von den drei Teilnehmenden, die dem
Entwurf grundsatzlich skeptisch gegenlberstanden, wirde der Kanton Bern dem
Entwurf nur unter der Voraussetzung zustimmen, dass die kantonalen und kommunalen
Behorden bei der Anwendung des ISG auf die im Gesetz vorgesehenen Fachstellen des
Bundes zurlckgreifen kdnnen und sie diese nicht selber aufbauen mussen. Der SGV
kritisierte indessen den «irrefihrenden Titel» sowie die mangelhafte Qualitat der
erlauternden Materialien. Nach seinem Vorschlag sollte das Gesetz besser
«Bundesgesetz Uber die Informationssicherheit in Bundesbehdrden und ahnlichen
Organisationen» genannt werden, da es sich nicht um ein gesamtgesellschaftliches
Regelwerk zu Information und Informationssicherheit handle. Im Ergebnisbericht des
Vernehmlassungsverfahrens folgerte das Generalsekretariat des VBS, dass die
Uberwiegende Mehrheit der Vernehmlasserinnen und Vernehmlasser die Schaffung
eines Informationssicherheitsgesetzes begrisst. *

Institutionen und Volksrechte
Bundesverwaltung - Organisation

Anfang 2020 legte die SPK-NR einen Umsetzungsvorschlag zur parlamentarischen
Initiative von Edith Graf-Litscher (sp, TG) vor, mit der diese im Sinne des
Offentlichkeitsprinzips gefordert hatte, dass der Zugang zu 6ffentlichen Dokumenten
zukiinftig ohne Gebiihren gewédhrt werden misse. In ihrer Vorlage sah eine
Kommissionsmehrheit von 13 zu 8 Stimmen vor, Kostenfreiheit gesetzlich zu verankern,
aber bei einer «ausserst aufwandigen Bearbeitung» eines Gesuchs eine Gebuhr von
maximal CHF 2'000 als Ausnahmeregel festzulegen. Man habe bei der Ausarbeitung des
Entwurfs festgestellt, dass die Departemente das Offentlichkeitsprinzip sehr
unterschiedlich umsetzen wurden. Zwar wurde in den meisten Fallen auf eine Gebuhr
verzichtet, wenn aber, wie in einzelnen Fallen vorgekommen, mehrere Tausend Franken
in Rechnung gestellt wirden, kdme dies einer Aushdhlung des Prinzips gleich, wonach
der Zugang zu amtlichen Dokumenten grundsatzlich kostenfrei sein musse.

Dies sahen in der Vernehmlassung, die zwischen Februar und Mai 2020 durchgefuhrt
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wurde, auch die meisten Teilnehmenden so. Von den 51 Vernehmlassungsteilnehmern
seien 38 fur den Entwurf, finf dagegen und acht hétten keine Stellungnahme
abgegeben - so der Vernehmlassungsbericht. Zu den ablehnenden Teilnehmenden
gehorten der Kanton Appenzell Innerrhoden, die CVP und drei der 19 angefragten
Interessenorganisationen (economiesuisse, Swissmechanic, Swissmem). Die meisten
Teilnehmenden begrussten eine gesetzliche Verankerung der Kostenlosigkeit und eine
Vereinheitlichung zwischen den Departementen. Die CVP sah hingegen aufgrund des
Umstands, dass in den allermeisten Fallen keine Geblhren erhoben werden, keinen
Regelungsbedarf. Economiesuisse und der Kanton Appenzell Innerrhoden stellten sich
ihrerseits gegen die Gebuhrenfreiheit, weil die Kosten flur aufwandige Abklarungen
nicht von den jeweiligen Anfragenden, sondern der Allgemeinheit getragen werden
mussten. Geteilter Meinung waren die Vernehmlassungsteilnehmenden hinsichtlich
eines Maximalbetrags. Nicht nur die Hohe dieses Betrags war umstritten - den einen
war er zu hoch, den anderen zu tief -, sondern auch die Frage, ob er allen
Antragstellenden auferlegt werden soll, sorgte flr Uneinigkeit. Der Kanton Tessin schlug
etwa fur Medienschaffende, NGOs und die Wissenschaft Erlass- und
Reduktionsmoglichkeiten vor. Dartuber hinaus war umstritten, ob im Gesetz Uberhaupt
ein spezifischer Betrag festgelegt werden soll.

Ende 2020 nahm der Bundesrat zum Entwurf Stellung. Er begrisse den
Paradigmenwechsel im Sinne einer Verankerung der Kostenfreiheit im Gesetz. Dies
entspreche der gelebten Praxis. Auswertungen zeigten, dass in 97 Prozent aller
Anfragen auf Gebuhren verzichtet wirde. Allerdings zeige sich auch, dass die Zahl der
Anfragen jedes Jahr zunehme. Dies sei einerseits erfreulich, weil sich das
Offentlichkeitsprinzip etabliert zu haben scheine, andererseits sei dies aber auch mit
Mehraufwand flr die Verwaltung verbunden. Insbesondere das BAG und Swissmedic
mussten sehr aufwandige Gesuche bearbeiten. Ein Dossier fur ein Zulassungsverfahren
eines Medikaments beispielsweise kdnne «mehrere hundert Bundesordner» umfassen,
wurde in der bundesratlichen Stellungnahme ausgefihrt. Eine Ausnahmeregelung
werde deshalb ausdrlcklich begrisst. Allerdings unterstltze der Bundesrat die Idee,
dass im Gesetz kein fixer Betrag festgehalten werden solle. ®
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